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Die Aufhebung des Besatzungsstatuts für die Bundesrepu-
blik wird die Wiedereinschaltung der deutschen Wissen-
schaft in die Atomforschung und früher oder später wohl 
auch Versuche zur energiewirtschaftlichen Ausnutzung 
der Atomspaltung zur Folge haben. Unter diesen Umstän-
den verdient das Problem der Beschaffung der notwen-
digen Ausgangsstoffe nunmehr auch für Deutschland 
Beachtung, da die bisher für diese Verfahren als geeignet 
erkannten Mineralien, vor allem die Verbindungen des 
Elementes Uran, auf dem Weltmarkt nicht zur Verfügung 
stehen. Nicht einmal die technischen Möglichkeiten für 
etwaige Lieferungen sind bekannt.
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Höhere Transferleistung ja, Sanktionsfreiheit jein: Langzeitarbeitslose schätzen Reformaspekte des  
Hartz-IV-Systems differenziert ein
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Audio-Interview mit Jürgen Schupp 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Ein hoher Anteil von 42 Prozent der Hartz-IV-Beziehenden schämt sich für diesen 

Leistungsbezug. Mehr als die Hälfte hat das Gefühl, nicht richtig zur Gesellschaft zu 

gehören. Dieses offensichtlich stigmatisierende Image gilt es mit dem neuen Bürgergeld- 

Gesetz zu überwinden.“  

— Jürgen Schupp —

AUF EINEN BLICK

Bürgergeld statt Hartz IV: Was sich Langzeit­
arbeitslose von der geplanten Reform erhoffen
Von Fabian Beckmann, Rolf G. Heinze, Dominik Schad und Jürgen Schupp

• Ampel-Regierung plant Reform des Grundsicherungssystems mit Erleichterungen für 
Leistungsbeziehende – Hartz IV soll durch Bürgergeld ersetzt werden

• Studie nimmt auf Basis von zufallsbasierter Befragung in acht Jobcentern in Nordrhein-Westfalen 
Perspektive der Langzeitarbeitslosen ein

• Leistungsbeziehende schätzen Reformpläne mehrheitlich positiv ein, etwa höhere Regelsätze, 
höheres Schonvermögen und großzügigere Hinzuverdienstmöglichkeiten

• Verzicht auf Sanktionen wird aber vielfach skeptisch gesehen, zudem stimmen 65 Prozent „voll 
und ganz“ oder „eher“ der Aussage zu, dass viele Hartz-IV-Beziehende das System ausnutzen

• Inflation macht kurz- und mittelfristig höhere Regelsätze nötig, unter anderem sollte zudem die 
Sanktionsfreiheit als wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt getestet werden

http://www.diw.de/mediathek


412 DIW Wochenbericht Nr. 31+32/2022 DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-31-1

ABSTRACT

Mit dem Bürgergeld plant die Ampel-Koalition eine Reform 

des Hartz-IV-Systems mit Erleichterungen für Leistungsbezie-

hende. Dieser Wochenbericht nimmt auf Basis einer zufallsba-

sierten Befragung in acht Jobcentern in Nordrhein-Westfalen 

die Perspektive von Langzeitarbeitslosen ein: Wie schätzen 

sie zentrale Reforminhalte ein? Wie nehmen Langzeitarbeits-

lose ihre Situation wahr? Und was machen sie tagtäglich? 

Die Befunde offenbaren mehrheitlich positive, aber mit Blick 

auf einzelne Reformaspekte auch differenzierte Einschätzun-

gen zum Bürgergeld. Bessere Hinzuverdienstmöglichkeiten 

werden beispielsweise von einer großen Mehrheit der Lang-

zeitarbeitslosen befürwortet, während einen grundsätzlichen 

Vericht auf Sanktionen viele auch skeptisch sehen. Über 

40 Prozent der Langzeitarbeitslosen berichten zudem, sich 

„voll und ganz“ oder „eher“ für den Grundsicherungsbezug 

zu schämen; knapp zwei Drittel stimmen „voll und ganz“ oder 

„eher“ der Aussage zu, dass andere Leistungsbeziehende das 

System ausnutzen. Viele Leistungsbeziehende sind eigenen 

Angaben zufolge ehrenamtlich und nachbarschaftlich aktiv. 

Eine zukünftig verbesserte Förderung solcher Tätigkeiten 

birgt jenseits der Vermittlung in sozialversicherungspflich-

tige Beschäftigung Chancen für die Stärkung der sozialen 

Teilhabe. Kurz- und mittelfristig wird zudem die Inflation eine 

spürbare Erhöhung des Regelsatzes notwendig machen, um 

Armutsrisiken abzumildern. Zudem sollten die Chancen eines 

Modellprojekts zur Evaluierung der Wirkungen von Sanktionen 

genutzt werden, um dieses kontroverse Thema evidenzbasiert 

bewerten zu können.

Die Ablösung des als Hartz IV bezeichneten Grundsiche-
rungssystems ist das zentrale sozialpolitische Projekt der 
Ampel-Koalition. Voraussichtlich ab Herbst 2022 wird es in 
den parlamentarischen Beratungsprozess eingebracht wer-
den. Erste grundlegende Reformschritte sollen zum 1. Januar 
2023 in Form des künftigen Bürgergeldes gesetzlich umge-
setzt werden. Bereits zum Juli 2022 wurden mit dem einjäh-
rigen Sanktionsmoratorium mildere Sanktionen bei Melde-
versäumnissen eingeführt und bei Verletzungen von Mitwir-
kungspflichten in Gänze temporär außer Kraft gesetzt. Wie 
das Bürgergeld im Weiteren ausgestaltet wird, ist Gegen-
stand kontroverser Diskussionen. 

Mit Blick auf die Leistungsbeziehenden liegen bislang ver-
gleichsweise wenige Erkenntnisse über deren Präferenzen 
und die möglichen Reformwirkungen vor.1 Grundlage der 
vorliegenden Studie ist eine quantitative Befragung von 
(gemäß § 18 SGB III) langzeitarbeitslosen ALG-II-Beziehen-
den, die im Zeitraum vom 21. März bis 16. Mai 2022 in acht 
Jobcentern des Ruhrgebiets in Nordrhein-Westfalen durch-
geführt wurde (Kasten). Dabei wird beleuchtet, wie Langzeit-
arbeitslose zentrale Reformaspekte des von der Ampel-Koa-
lition geplanten Bürgergeldes beurteilen, wie sie ihre eigene 
Situation im Leistungsbezug wahrnehmen und wofür sie 
ihre Zeit während der Langzeitarbeitslosigkeit nutzen.

Verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit trotz 
Arbeitsmarktboom

Der Arbeitsmarkt in Deutschland ist seit mehr als einem 
Jahrzehnt durch eine nahezu ungebrochene Aufwärtsdyna-
mik gekennzeichnet. Allerdings verlief dieser Trend nicht für 
alle Gruppen in gleichem Maße positiv. Insbesondere bleibt 

1 Vgl. hierzu die Studien von Fabian Beckmann et al. (2021a): Erzwungene Modernisierung? Ar-

beitsverwaltung und Grundsicherung in der Corona-Pandemie. Politikberatung kompakt Nr. 161 

(online verfügbar; abgerufen am 11. Juli 2022. Dies gilt auch für alle anderen Online-Quellen dieses 

Berichts, sofern nicht anders vermerkt); Fabian Beckmann (2021b): Hartz-IV-Reformvorschlag: We-

der sozialpolitischer Meilenstein noch schleichende Einführung eines bedingungslosen Grundein-

kommen. DIW aktuell Nr. 58 (online verfügbar); Fabian Beckmann et al. (2021c): Klima der Angst 

oder Respekt auf Augenhöhe? Erfahrungen von Hartz-IV-Beziehenden mit Jobcentern im Zuge 

der Corona-Pandemie. Sozialer Fortschritt, 70 (10–11), 651–669 (online verfügbar; abgerufen am 

14. Juni 2022); sowie Jonas Beste, Mark Trappmann und Jens Wiederspohn (2021): Vereinfachter 

Zugang zur Grundsicherung: Wer von einer Schonfrist bei Vermögensanrechnung und Aufwendun-

gen für die Unterkunft profitieren würde. IAB-Forum vom 13. Dezember 2021 (online verfügbar).

Bürgergeld statt Hartz IV: Was sich 
Langzeitarbeitslose von der geplanten 
Reform erhoffen
Von Fabian Beckmann, Rolf G. Heinze, Dominik Schad und Jürgen Schupp

BÜRGERGELD

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-31-1
https://www.diw.de/de/diw_01.c.808348.de/publikationen/politikberatung_kompakt/2021_0161/erzwungene_modernisierung__arbeitsverwaltung_und_grundsicher___rojekt_in_kooperation_mit_dem_jobcenter_kreis_recklinghausen.html
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.810482.de/diw_aktuell_58.pdf
https://elibrary.duncker-humblot.com/article/66350/klima-der-angst-oder-respekt-auf-augenhohe-erfahrungen-von-hartz-iv-beziehenden-mit-jobcentern-im-zuge-der-corona-pandemie
https://www.iab-forum.de/vereinfachter-zugang-zur-grundsicherung-wer-von-einer-schonfrist-bei-vermoegensanrechnung-und-aufwendungen-fuer-die-unterkunft-profitieren-wuerde/?pdf=24497
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der Arbeitsmarkt von einer sich verfestigenden Langzeitar-
beitslosigkeit geprägt. Zwar ist im Zuge des Arbeitsmarkt-
aufschwungs seit 2010 auch die Zahl der Langzeitarbeitslo-
sen gesunken; dennoch laufen in diesem Bereich verschie-
dene problematische Entwicklungen zusammen.

Erstens konnte die Langzeitarbeitslosigkeit bei weitem nicht 
so stark abgebaut werden wie die übrige Arbeitslosigkeit: So 
waren im Jahresdurchschnitt 2021 mit rund einer Million 
Menschen in etwa genau so viele langzeitarbeitslos wie im 
Jahr 2012. Zweitens ist die Vermittlungsquote aus der Lang-
zeitarbeitslosigkeit in den (ersten) Arbeitsmarkt äußerst 
gering: 2021 lag die sogenannte „Abgangsrate“ in Beschäfti-
gung im ersten Arbeitsmarkt bei gerade einmal 1,7 Prozent 
aller Langzeitarbeitslosen.2 Drittens offenbart sich – und das 
hängt mit dem vorangegangenen Punkt zusammen – eine 
statistische Ungenauigkeit in der Bestimmung der Langzeit-
arbeitslosigkeit. Da Betroffene auch aus der Statistik fallen, 
wenn sie dem Arbeitsmarkt gemäß § 18 SGB III lediglich 
temporär nicht zur Verfügung stehen oder an Maßnahmen 
der Jobcenter teilnehmen, wird die Abgangsdynamik ten-
denziell über- und die tatsächliche Persistenz der Langzeit-
arbeitslosigkeit unterschätzt. Viertens sind die Re-Integrati-
onschancen auch innerhalb der Gruppe der Langzeitarbeits-
losen zum Teil sehr unterschiedlich. Dabei gilt, dass sich die 
ohnehin geringen Re-Integrationschancen in den regulären 
Arbeitsmarkt mit jedem „Vermittlungshemmnis“ nochmals 
halbieren.3 Hierzu zählen allen voran gesundheitliche Ein-
schränkungen, fehlende schulische und berufliche Qualifi-
kationen, die Dauer der Arbeitslosigkeit, ein Migrationshin-
tergrund, die Pflege von Angehörigen und/oder die Betreu-
ung von Kindern.4 Fünftens ist auch bei einer gelungenen 
Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt der Erfolg häufig 
nicht von langer Dauer, denn eine nachhaltige Integration in 
den Arbeitsmarkt gelingt vielen Langzeitarbeitslosen nicht. 
Vor allem fehlende Qualifikationen und ein im Durchschnitt 
höheres Alter wirken sich hier negativ aus.5 Sechstens ist das 
Ausmaß der Langzeitarbeitslosigkeit nicht gleichmäßig in 
Deutschland verteilt, sondern es gibt Schwerpunkte in ein-
zelnen Regionen. Nicht nur divergieren grundsätzlich die 
Arbeitslosenquoten regional zum Teil erheblich; speziell 
die Langzeitarbeitslosigkeit ist in eher strukturschwachen 
Regionen mit einem eingeschränkt aufnahmefähigen loka-
len und regionalen Arbeitsmarkt ein besonderes Problem.

Nicht zuletzt das Ruhrgebiet gilt in Sachen Langzeitarbeits-
losigkeit als Problemregion. Unter den zehn Städten und 
Kreisen mit der höchsten Arbeitslosenquote fanden sich im 
Jahr 2021 mit Gelsenkirchen, Duisburg, Hagen, Dortmund, 
Herne und Essen gleich sechs Städte aus dem Ruhrgebiet. 

2 Vgl. DGB (2022): Verfestigung der Langzeitarbeitslosigkeit während der Corona-Krise. arbeits-

marktaktuell Nr. 1, Februar, 13 (online verfügbar).

3 Jonas Beste und Mark Trappmann (2016): Erwerbsbedingte Abgänge aus der Grundsicherung. 

Der Abbau von Hemmnissen macht's möglich. IAB-Kurzbericht Nr. 21/2016 (online verfügbar).

4 Siehe Fabian Beckmann und Florian Spohr (2022): Arbeitsmarkt und Arbeitsmarktpolitik. Mün-

chen. UVK, 44ff.

5 Katharina Dengler, Katrin Hohmeyer und Cordula Zabel (2021): Erwerbslose in der Grundsiche-

rung: Welche Faktoren begünstigen die Aufnahme stabiler Beschäftigungsverhältnisse? IAB-Forum 

vom 13. Dezember 2021 (online verfügbar).

Auch kommt es hier besonders häufig zu Verfestigungen 
von Langzeitarbeitslosigkeit: Während im Mai 2022 bundes-
weit rund 40 Prozent aller Arbeitslosen als langzeitarbeits-
los galten, lag dieser Wert in Nordrhein-Westfalen (NRW) 
mit über 47 Prozent und in den für diesen Wochenbericht 
acht einbezogenen Jobcentern mit rund 49 Prozent noch-
mal deutlich höher (Kasten).

Krisen als Transformationsbeschleuniger

Die Langzeitarbeitslosigkeit hat sich im Zuge der Coro-
na-Pandemie vergrößert und verfestigt.6 Waren im März 
2020 in Deutschland noch 708 730 Menschen bei der Bundes-
agentur für Arbeit als Langzeitarbeitslose gemeldet, waren es 
ein Jahr später mit 1 031 330 rund 300 000 Menschen mehr.7 
Auch der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslo-
sen stieg von 28 Prozent im März 2020 auf 42 Prozent zum 
Ende des Jahres 2021.8 Im selben Zeitraum verringerte sich 
die Zahl der Nicht-Langzeitarbeitslosen um fast 17 Prozent, 
wohingegen die Zahl der Langzeitarbeitslosen um 38 Pro-
zent stieg. Obgleich die Zahl der Langzeitarbeitslosen seit 
Beginn des Jahres 2022 rückläufig ist, lag sie auch im Mai 
2022 mit rund 916 000 nach wie vor deutlich über dem Niveau 
von vor der Corona-Pandemie.9 Ob dieses Niveau je wie-
der erreicht werden wird, scheint fraglich, denn die Coro-
na-Krise ist nicht isoliert zu fassen, sondern eingebettet in 
ein Krisen- und Transformationskonglomerat. Aktuell sind 
die ökonomischen Aussichten angesichts des Angriffskrie-
ges auf die Ukraine und der steigenden Energie- und Lebens-
haltungskosten sowie Lieferkettenprobleme ebenso unklar 
wie die weitere Entwicklung der Pandemie. In der Sozial-
politik werden so zunehmend und parteiübergreifend Fra-
gen nach einer zeitgemäßen sozialen Sicherungsarchitek-
tur virulent. Nicht zufällig erlebt beispielsweise die Debatte 
um das bedingungslose Grundeinkommen seit nunmehr 
zwei Jahren eine Renaissance.10

Auch die Grundsicherung für Arbeitssuchende steht als 
Kerninstitution des Wohlfahrtsstaates vor der Herausfor-
derung, angesichts der skizzierten Transformations- und 
Krisenanforderungen widerstandsfähig zu sein und dem 
Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung zu entsprechen. Dabei 
war und ist die Corona-Pandemie ein Beschleuniger für 
eine Reform der Grundsicherung. Im Zuge des vereinfach-
ten Zugangs wurden bereits im März 2020 weitreichende 
Erleichterungen für Leistungsbeziehende beschlossen, die 
in den Reformdiskursen der vorigen Jahre häufig als nicht 

6 Vgl. hierzu auch Kerstin Bruckmeier et al. (2021): Entwicklungen in der Grundsicherung seit 

2010: Die Corona-Krise hat den positiven Trend vorerst gestoppt. IAB-Forum vom 10. Mai 2021 (on-

line verfügbar).

7 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2022a): Langzeitarbeitslosigkeit (Monatszahlen). Deutschland, 

Länder, Kreise und Jobcenter. Mai 2022.

8 Vgl. DGB (2022), a. a. O.

9 Bundesagentur für Arbeit (2022a), a. a. O.

10 Vgl. Rolf G. Heinze und Jürgen Schupp (2022a): Bürgergeld und Kindergrundsicherung als Ein-

stiege ins bedingungslose Grundeinkommen? Gesellschaft, Wirtschaft, Politik 71(1), 37–50 (online 

verfügbar; abgerufen am 14. Juni 2022); sowie zur These einer schleichenden Sozialstaatstransfor-

mation: Rolf G. Heinze und Jürgen Schupp (2022b): Grundeinkommen – Von der Vision zur schlei-

chenden sozialstaatlichen Transformation. Wiesbaden. Springer VS.

https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++56973ca8-8fdc-11ec-af2e-001a4a160123
http://doku.iab.de/kurzber/2016/kb2116.pdf
https://www.iab-forum.de/erwerbslose-in-der-grundsicherung-welche-faktoren-beguenstigen-die-aufnahme-stabiler-beschaeftigungsverhaeltnisse/?pdf=19811
https://doku.iab.de/kurzber/2021/kb2021-17.pdf
https://doku.iab.de/kurzber/2021/kb2021-17.pdf
https://www.budrich-journals.de/index.php/gwp/article/view/39726
https://www.budrich-journals.de/index.php/gwp/article/view/39726
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Kasten

Daten und Methodik

Die präsentierten Befunde beruhen auf einer empirischen Erhe-

bung, die durch das Institut InWis an der Ruhr-Universität Bochum 

durchgeführt wurde. Die Studie wurde durch die acht Jobcenter 

Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Ennepe-

Ruhr-Kreis, Oberhausen sowie Recklinghausen beauftragt. Die 

Datenerhebung erfolgte in Form einer standardisierten, etwa 20 

minütigen telefonischen Befragung der Langzeitarbeitslosen als 

sogenanntes Computer Assisted Telephone Interview (CATI). Dem 

Institut wurden nach entsprechenden datenschutzrechtlichen 

Prüfungen und Genehmigungen durch das Ministerium für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS) 

und durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 

Kontaktdaten der Kundinnen und Kunden der acht beteiligten 

Jobcenter übermittelt. Jedes der beteiligten Jobcenter ermittelte 

zunächst per Zufall aus ihrem Register 500 Kontakte zu nichtbe-

schäftigten Langzeitarbeitslosen, die hinsichtlich Geschlechterver-

teilung sowie Dauer der Langzeitarbeitslosigkeit (zwölf Monate bis 

unter 36 Monate sowie 36 Monate und länger) jeweils etwa vier 

gleich große Auswahlgruppen von je 125 Fällen bereitstellten. Die 

insgesamt 4 000 Kontaktadressen wurden in der Zeit vom 21. März 

bis 16. Mai 2022 angesprochen. Insgesamt konnten innerhalb der 

Feldzeit 563 vollständige Interviews durchgeführt werden, was 

einer durchschnittlichen Ausschöpfungsquote von 14,1 Prozent 

entspricht. Angesichts der kurzen Feldzeit kann das als vergleichs-

weise gutes Ergebnis gewertet werden. Um die Daten auf die 

Gesamtzahl der Langzeitarbeitslosen der acht Jobcenter beziehen 

und somit die Ergebnisse verallgemeinern zu können, wurde mit 

Blick auf die verschiedenen Merkmale der Langzeitarbeitslosen 

wie Geschlecht und Dauer der Arbeitslosigkeit (Tabelle) ein Ge-

wichtungsrahmen erstellt.

In den acht beteiligten Jobcentern waren im März dieses Jahres 

79 864 Personen als Langzeitarbeitslose registriert. Sie repräsen-

tieren 28,5 Prozent aller in Nordrhein-Westfalen zu dem Zeitpunkt 

registrierten Langzeitarbeitslosen. Bezogen auf Deutschland ins-

gesamt sind in der Regionalstudie 9,5 Prozent aller gemeldeten 

Langzeitarbeitslosen repräsentiert.

Der Anteil der Langzeitarbeitslosen in den acht Jobcentern ist in 

den zurückliegenden Jahren gestiegen und lag zum Zeitpunkt der 

Befragung im Mai 2022 bei 48,6 Prozent. Damit war er leicht höher 

als in Nordrhein-Westfalen insgesamt und zugleich deutlich höher 

als in Deutschland insgesamt (Abbildung).

SGB-II-Vergleichstypisierung der acht befragten 
Jobcenter

Gemäß der Typisierung aller Jobcenter Deutschlands unter Be-

rücksichtigung der jeweiligen regionalen Besonderheiten hat die 

Bundesagentur für Arbeit Vergleichstypen erstellt, um einen Ver-

gleich und eine Einordnung der Leistungsfähigkeit der 408 Job-

center Deutschlands vornehmen zu können. Gemäß dieser Typolo-

gie1 werden die ausgewählten Jobcenter nahezu allesamt dem Typ 

IIIC zugeordnet mit vergleichbaren Merkmalen hinsichtlich:

• Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes für Arbeitssuchende  

im SGB II

• Struktur der erwerbfähigen Leistungsberechtigten

• Struktur der Bedarfsgemeinschaften

• Bevölkerung und Sozialstruktur

• Geografie des Jobcenters

Sie können allgemein typisiert werden als: „Städte bzw. (hoch-)

verdichtete Landkreise überwiegend im Agglomerationsraum 

Rhein-Ruhr mit sehr geringer Arbeitsplatzdichte, geringer saiso-

naler Dynamik bei gleichzeitig hohem Beschäftigungspotenzial in 

einfachen Tätigkeiten und hohem Migrantenanteil.“

Lediglich für Teilnehmende des Jobcenters Ennepetal (Ennepe-

Ruhr-Kreis) gelten schwerpunktmäßig die Typmerkmale IId: „Über-

wiegend Landkreise mit Schwerpunkt in Nordrhein-Westfalen 

mit eher durchschnittlichen Rahmenbedingungen und geringer 

saisonaler Dynamik.“

1 Für detaillierte Infos zur Typisierung von Jobcentern im SGB-II-Bereich vgl. Wolfgang Dauth, 

Matthias Dorner und Uwe Blien (2013): Neukonzeption der Typisierung im SGB-II-Bereich. Vorge-

hensweise und Ergebnisse. IAB-Forschungsbericht Nr. 11/2013 (online verfügbar; abgerufen am 

11. Juli 2022).

Abbildung

Langzeitarbeitslosenquoten im Vergleich
Anteile an allen Arbeitslosen in Prozent

 

















     









 

Anmerkungen: Langzeitarbeitslose jeweils im Mai. Der Anstieg von 2021 auf 2022 geht nicht auf vor dem Krieg 
Geflüchtete aus der Ukraine zurück, da diese Stand Mai 2022 überwiegend noch nicht in den Rechtskreis des SGB II 
fielen.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg.

© DIW Berlin 2022

Die Quote der Langzeitarbeitslosen liegt in den acht befragten Jobcentern seit Jah-
ren deutlich über dem Bundesdurchschnitt.

https://doku.iab.de/forschungsbericht/2013/fb1113.pdf
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umsetzbar angesehen wurden.11 So wurden sämtliche Sank-
tionen für einen kurzen Zeitraum gänzlich ausgesetzt. Das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu Sanktionen aus 
dem November 2019 war hierfür verwaltungsprägend, so 
dass auch nach Wiedereinführung der Sanktionsmöglich-
keiten die tatsächlichen Sanktionen unter dem vorherigen 
Niveau verblieben.12 Mit dem am 19. Mai 2022 beschlosse-
nem Sanktionsmoratorium wurde zudem jüngst eine im 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung angekündigte Über-
gangslösung im Umgang mit Sanktionen vereinbart: Dem-
nach werden Sanktionen für Pflichtverletzungen bis Mitte 
2023 ausgesetzt und die Sanktionshöhe bei (wiederholten) 
Meldeversäumnissen oder Terminverletzungen auf maximal 
zehn Prozent des Regelsatzes beschränkt. Darüber hinaus 

11 Vgl. hierzu Bundesagentur für Arbeit (2022b): Weisungen zum Gesetz für den erleichterten Zu-

gang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund 

des Coronavirus SARS-Cov-2 (Sozialschutz-Pakete) sowie ergänzende Regelungen, Stand vom 

8. Juni 2022 (online verfügbar); vgl. auch Beckmann et al. (2021a), a. a. O.

12 Vgl. hierzu Bundesagentur für Arbeit (2022c): Sanktionen Deutschland, West/Ost und Länder 

(online verfügbar).

werden seit März 2020 die tatsächlichen Kosten der Unter-
kunft unabhängig von der Angemessenheit übernommen 
und es wird auf Kostensenkungsverfahren mindestens in 
den ersten sechs Monaten nach Beginn des Leistungsbe-
zugs verzichtet. Zudem wurden die Anrechnungsmodalitä-
ten für Privatvermögen deutlich gelockert. Seither liegt das 
Schonvermögen für einen Single-Haushalt bei 60 000 Euro. 
Zudem ersetzt aktuell eine verpflichtende Selbsterklärung 
die Prüfung durch das Jobcenter. Insgesamt wurde seit der 
Corona-Pandemie eine Reihe weitreichender Erleichterun-
gen für Grundsicherungsbeziehende – bislang befristet – 
eingeführt. Damit wurde auch der Reformdiskurs zum SGB 
II wieder ins Rollen gebracht.

Dieses quasi-natürliche Experiment zeigte nicht nur, dass 
derlei Änderungen verhältnismäßig zügig und gut funkti-
onierend von den Jobcentern umgesetzt werden können. 
Eine wichtige Erkenntnis war auch, dass befürchtete nega-
tive (Arbeitsmarkt-)Effekte infolge von Verhaltensanpassun-
gen seitens der Leistungsbeziehenden bislang nicht in sub-
stanziellem Umfang eingetreten sind. Gleichzeitig mangelt 

Tabelle

Arbeitslose im Rechtskreis des zweiten Sozialgesetzbuches (SGB II), März 2022
Absolute Zahlen, sofern nicht anders angegeben

Region
Arbeitslose
Insgesamt

davon Langzeitarbeitslose1

Insgesamt Männer Frauen
12 bis unter 36 Monate 36 Monate und länger

Männer Frauen Männer Frauen

Deutschland insgesamt 1 526 828 839 370 469 465 369 905 301 309 236 259 167 487 133 051

Nordrhein-Westfalen (NRW) 468 030 279 854 151 690 128 164 91 510 76 186 60 180 51 978

Anteil NRW  (in Prozent) 30,7 33,3 32,3 34,6 30,4 32,2 35,9 39,1

Jobcenter Bochum, Stadt (GE)2 – Typ3: IIIc 12 745 6 914 3 938 2 976 2 431 1 793 1 507 1 183

Jobcenter Dortmund, Stadt (GE) – Typ: IIIc 26 840 15 499 8 507 6 992 5 386 4 320 3 121 2 672

Jobcenter Duisburg, Stadt (GE) – Typ: IIIc 24 074 13 383 6 615 6 768 4 407 4 093 2 208 2 675

Jobcenter Essen, Stadt ( kommunal)4 – Typ: IIIc 23 980 13 622 7 364 6 258 4 634 3 942 2 730 2 316

Jobcenter Gelsenkirchen, Stadt (GE) – Typ: IIIc 15 156 8 562 4 624 3 938 3 100 2 524 1 524 1 414

Jobcenter Ennepe-Ruhr-Kreis (kommunal) – 
Typ: IId

7 063 3 700 2 140 1 560 1 453 1 024 687 536

Jobcenter Oberhausen, Stadt (GE) – Typ: IIIc 8 339 5 308 2 875 2 433 1 447 1 160 1 428 1 273

Jobcenter Recklinghausen ( kommunal) –  
Typ: IIIc

19 269 12 876 6 852 6 024 3 792 3 192 3 060 2 832

Summe der acht befragten Jobcenter 137 466 79 864 42 915 36 949 26 650 22 048 16 265 14 901

Anteil der acht befragten  Jobcenter an NRW 
(in Prozent)

29,4 28,5 28,3 28,8 29,1 28,9 27,0 28,7

Anteil der acht befragten Jobcenter an 
Deutschland (in Prozent)

9,0 9,5 9,1 10,0 8,8 9,3 9,7 11,2

Geschlechterverteilung der Teilgruppen  
(in Prozent)

Verteilung insgesamt 100,0 55,9 44,1 56,1 43,9 55,7 44,3

Verteilung NRW 100,0 54,2 45,8 54,6 45,4 53,7 46,3

Verteilung in den acht befragten Jobcentern 100,0 53,7 46,3 54,7 45,3 52,2 47,8

1 Langzeitarbeitslose sind Arbeitslose, die ein Jahr und länger durchgehend arbeitslos sind (§ 18 Abs. 1 SGB III).
2 Gemeinsame Einrichtung.
3 Vergleichstypen der Jobcenter; Details sind beim Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung erhältlich (online verfügbar).
4 Zugelassene kommunale Träger.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Erstellungsdatum: 2. Juni 2022, Statistik-Service West, Auftragsnummer 330197.

© DIW Berlin 2022

https://www.arbeitsagentur.de/datei/fachliche-weisungen-zu--67-sgb-ii_ba146402.pdf
https://statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/Aktuell/iiia7/zr-sanktionen/zr-sanktionen-dwol-0-xlsm.xlsm?__blob=publicationFile&v=1
https://doku.iab.de/forschungsbericht/2013/fb1113_Anlage2.pdf
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Von „Hartz IV“ zum Bürgergeld

Die Ampel-Koalition hat in ihrem Koalitionsvertrag eine sub-
stanzielle Reform der Grundsicherung versprochen, die ver-
schiedene Säulen umfassen soll. Als übergeordnetes Leitbild 
soll das neue Bürgergeld „die Würde des und der Einzel-
nen achten, zur gesellschaftlichen Teilhabe befähigen sowie 
digital und unkompliziert zugänglich sein“.15 Neben einer 
Entbürokratisierung, die in ihrer konkreten Ausgestaltung 
noch weitgehend offen ist, steht vor allem eine neue Aus-
tarierung des Verhältnisses von Fördern und Fordern auf 
der Regierungsagenda. Dabei sollen nicht alle grundsätz-
lichen Prämissen der Grundsicherung – etwa gewisse Mit-
wirkungspflichten der Leistungsbeziehenden – verändert, 
wohl aber verschiedene Instrumente, Prozesse und Leitbil-
der neu austariert werden. Hinsichtlich der in Fachkreisen 
seit Längerem diskutierten Erhöhung der Regelsätze in der 
Grundsicherung konnte bislang kein Konsens erzielt wer-
den, obwohl eine Erhöhung der Regelsätze sowohl von Ver-
bänden als auch aus Kreisen der Sozialpolitikforschung seit 
geraumer Zeit gefordert wird. Dies hätte freilich zugleich 
auch eine Ausweitung des Kreises von Anspruchsberech-
tigten zur Folge.16 Jüngst wurden armutsgeprägte Sozialla-
gen auch medial vermehrt debattiert. Unter dem Hashtag 
#IchBinArmutsbetroffen17 haben unter anderem Langzeit-
arbeitslose persönliche Einblicke in die Schwierigkeiten und 
finanziellen Probleme ihres Lebens gewährt und dabei auch 
gängige Stereotype eines vermeintlich guten Lebens in der 
sozialen Hängematte in Frage gestellt.

Neben der Kindergrundsicherung, die nach aktuellem Stand 
jedoch eher gegen Ende der Legislaturperiode im Jahr 2025 
eingeführt werden dürfte, enthält der Koalitionsvertrag unter 
anderem folgende zentrale Reformvorhaben der Grundsi-
cherung:

• Verzicht auf Vermögensprüfung

• Anerkennung der Angemessenheit der Wohnung für die 
ersten zwei Bezugsjahre

• Erhöhung des Schonvermögens und Erleichterung  seiner 
Überprüfung

• Abschaffung des Vermittlungsvorrangs

• einjähriges Sanktionsmoratorium

• bürokratiesenkende Einführung einer Bagatellgrenze von 
50 Euro unter anderem für Rückforderungen

15 Siehe Bundesregierung (2021): Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 

FDP, 59 (online verfügbar).

16 Vgl. hierzu beispielsweise die Kurz-Expertise zur Regelbedarfsermittlung des Paritätischen 

Wohlfahrtsverbands vom 19. Januar 2022 (online verfügbar) sowie den Überblick von Irene Be-

cker (2022): Sicherung des Existenzminimums mit Regelleistungen. Kritische Anmerkungen und 

Reformüberlegungen zu Hartz IV und zum Familienlastenausgleich. In: Florian Blank et al. (Hrsg.): 

Grundsicherung weiterdenken. Bielefeld. transcript Verlag, 61–88.

17 Siehe hierzu exemplarisch die Kolumne von Samira El Quassil (2022): Warum der Hashtag so 

wirkmächtig ist. Spiegel Online vom 19. Mai 2022 (online verfügbar).

es bislang an empirischen (Evaluations-)Studien zu Erfah-
rungen mit dem vereinfachten Zugang. Die wenigen vorhan-
denen Untersuchungen deuten – zumindest für die frühe 
Phase der Pandemie im Jahr 2020 – auf nicht unerhebliche 
Vorbehalte auf Seiten der Jobcenter-Beschäftigten hin, die 
sich mehrheitlich gegen die Erleichterungen bei Sanktionie-
rung, Kosten der Unterkunft und Vermögen aussprachen.13 
Demgegenüber fielen die Einschätzungen der Leistungsbe-
ziehenden in der Tendenz positiver aus, obgleich sich eine 
gewisse Skepsis gegenüber einer gänzlichen Sanktionsfrei-
heit zeigte.14

13 Vgl. hierzu auch Beste, Trappmann und Wiederspohn (2021), a. a. O.; sowie Beckmann et al. 

(2021a), a. a. O.

14 Vgl. hierzu Beckmann et al. (2021c), a. a. O.

Abbildung 1

Bewertung von Reformaspekten der Grundsicherung durch 
Langzeitarbeitslose
Antworten auf die Frage „Fänden Sie diese neuen Regeln und eine 
Weiterentwicklung von Hartz IV gut oder schlecht?“, in Prozent

     

  

    

    

    

    

    

    


















 

 

Quelle: Befragung Langzeitarbeitsloser aus acht Jobcentern in Nordrhein-Westfalen vom 21. März bis 16. Mai 2022.

© DIW Berlin 2022

Höhere Regelsätze fänden die meisten Langzeitarbeitslosen sehr gut. Mit Blick auf 
einen Sanktionsverzicht ist das Meinungsbild gespaltener.

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Seiten/Presse/docs/Kurzexpertise_Fortschreibung_Regelbedarf2022.pdf
https://www.spiegel.de/kultur/ichbinarmutsbetroffene-warum-der-hashtag-so-wirkmaechtig-ist-a-e85d2510-d800-47dd-813d-cd3f158333c0


417DIW Wochenbericht Nr. 31+32/2022

BÜRGERGELD

• Entfristung des Teilhabechancengesetzes („sozialer 
Arbeitsmarkt“18)

• verbesserte Hinzuverdienstmöglichkeiten

In der Summe stellen die geplanten Reformpunkte eine 
Erleichterung für Leistungsbeziehende dar, die mit einer ten-
denziellen Stärkung des Förderns zulasten des Forderns ein-
hergeht – ohne dass die Reformaspekte einer Bedingungs-
losigkeit entsprächen. Im Wesentlichen erstrecken sich die 
Reformvorhaben auf drei zentrale Säulen:

• eine Veränderung des Leistungsrechts mit einer abge-
schwächten Konditionalisierung von Leistungen zumin-
dest in den ersten beiden Jahren des Leistungsbezuges 
(Vermögen, Kosten der Unterkunft)

• Prozessreformen in Form einer angestrebten „Vertrau-
ens- und Beratungskultur“ als Basis der Interaktion zwi-
schen Jobcentern und Leistungsbeziehenden (Sanktio-
nen, „Augenhöhe“, Teilhabevereinbarung)

• neu justierte Parameter und Instrumente zur Re-Integ-
ration in den (ersten oder zweiten) Arbeitsmarkt (Hin-
zuverdienstregelungen, sozialer Arbeitsmarkt, nachhal-
tige anstelle von schneller Vermittlung sowie Beenden 
des Vermittlungsvorrangs)

Auch wenn die Reform hin zum Bürgergeld keinen sozial-
politischen Pfadbruch darstellt, gehen die Reformvorhaben 
dennoch weit über bisherige partielle Nachjustierungen in 
den bislang elf Änderungsgesetzen des SGB II hinaus. Mit 
ihnen werden auch die moralökonomischen Grundlagen der 
sozialen (Grund-)Sicherung wie Reziprozität und Solidari-
tät neu ausgerichtet und tendenziell in Richtung eines Ver-
trauensvorschusses für Leistungsbeziehende verschoben. 
Es überrascht daher kaum, dass sowohl in der Öffentlich-
keit als auch in den Fachkreisen nicht erst mit der Vorstel-
lung des geplanten Gesetzesvorhabens durch Arbeits- und 
Sozialminister Hubertus Heil am 20. Juli 202219 kontroverse 
Debatten entflammt sind.

Unklar ist bislang jedoch, wie die Leistungsbeziehenden 
selbst die aktuell im Gesetzgebungsprozess befindlichen 
Reformvorhaben beurteilen. Vor diesem Hintergrund wur-
den im Rahmen der Studie Langzeitarbeitslose aus acht 

18 Bislang liegen lediglich Zwischenergebnisse zur Wirksamkeit des im Jahr 2018 eingeführten 

Sozialen Arbeitsmarktes vor. Vgl. hierzu Frank Bauer et al. (2021): Evaluation der Förderinstru-

mente nach § 16e und § 16i SGB II – Zwischenbericht. IAB-Forschungsbericht Nr. 3. (online verfüg-

bar); sowie Antwort der Bundesregierung (2020): Entwicklung des Regelinstruments zum sozialen 

Arbeitsmarkt im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, „Teilhabe am Arbeitsmarkt“, im Jahr 2021 sowie 

Ausblick auf das aktuelle Jahr, Bundestags-Drucksache 20/2520 vom 30. Juni 2022 (online ver-

fügbar; abgerufen am 7. Juli 2022). Anfang Juli überraschte der Bundesfinanzminister mit Plänen, 

die Mittel für mehrjährige Förderungen im Bereich des sozialen Arbeitsmarktes im SGB II abzu-

schmelzen. Siehe David Böcking et al. (2022): Lindner plant drastische Kürzungen bei Leistungen 

für Langzeitarbeitslose. Spiegel Online vom 6. Juli 2022 (online verfügbar). Das IAB weist darauf 

hin, dass mögliche Einsparungen auch soziale Folgewirkungen hätten. Vgl. Martin Schludi (2022): 

IAB-Forum vom 26. Juli 2022 (online verfügbar; abgerufen am 27. Juli 2022)

19 Vgl. hierzu Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2022): Das neue Bürgergeld: Mehr Res-

pekt und Sicherheit, weniger Bürokratie (online verfügbar; abgerufen am 21. Juli 2022).

Jobcentern in Nordrhein-Westfalen unter anderem zu die-
ser Thematik befragt (Kasten).

Positive, aber differenzierte Beurteilung der 
Reformvorhaben

Im Rahmen der Studie wurden die an acht Jobcentern in 
Nordrhein-Westfalen befragten Langzeitarbeitslosen um eine 
Einschätzung einzelner Reformaspekte der Grundsicherung 
gebeten. Dabei fiel die Wahl vornehmlich auf jene geplanten 
Veränderungen, die auch im Rahmen des Koalitionsvertrags 
als Reformvorhaben genannt werden. Die Befunde erlauben 
nicht nur eine grundsätzliche Abschätzung, wie langzeitar-
beitslose ALG-II-Beziehende die Reformaspekte beurteilen, 
sondern auch eine relationale Differenzierung, welche die-
ser Punkte vorrangig positiv beurteilt werden.

Die größte Zustimmung findet unter den befragten Lang-
zeitarbeitslosen ein Aspekt, der innerhalb der Ampel-Koali-
tion zwar derzeit noch keine Mehrheit hat, unter den Lang-
zeitarbeitslosen im Frühjahr 2022 jedoch höchste Priori-
tät genießt: Rund 89 Prozent beurteilen eine Erhöhung des 
Regelsatzes der Grundsicherung als „sehr gut“ oder „eher 
gut“, ablehnende Einschätzungen sind mit rund zwei Pro-
zent nur von marginaler Bedeutung (Abbildung 1). Ebenfalls 
überwiegend positiv werden zwei potenzielle Reformpunkte 
beurteilt, die vor allem die Möglichkeiten und Konditionen 
der Erwerbsteilhabe und Re-Integration in den Arbeitsmarkt 
betreffen. Drei Viertel der Befragungspersonen fänden es 
gut, wenn sie nicht mehr jeden zumutbaren Job anneh-
men müssten; lediglich rund acht Prozent beurteilen eine 
solche Änderung negativ, was als ein klares Plädoyer für die 
geplante Abschaffung des Vermittlungsvorrangs beim künf-
tigen Bürgergeld interpretiert werden kann. Darüber hinaus 
sprechen sich rund 74 Prozent der Langzeitarbeitslosen für 
eine Reform der sogenannten Transferentzugsrate aus und 
fänden es gut, wenn sie ergänzend zum Grundsicherungs-
bezug mehr Geld hinzuverdienen könnten, ohne dass dies 
auf die Leistungen der Grundsicherung angerechnet würde. 
Lediglich rund vier Prozent der befragten Langzeitarbeits-
losen lehnen dies ab.

Darüber hinaus wird auch eine Erhöhung des Schonver-
mögens mehrheitlich befürwortet. 62 Prozent der Lang-
zeitarbeitslosen fänden es „sehr gut“ oder „eher gut“, wenn 
sie mehr eigenes Vermögen behalten dürften, ohne dass 
dies auf die Grundsicherungszahlungen angerechnet wird. 
Anders als bei den vorherigen Reformpunkten findet sich 
hier mit 20 Prozent ein höherer Anteil an ambivalenten 
Einschätzungen und immerhin fast elf Prozent der Befrag-
ten beurteilen eine solche Reform negativ. Nahezu identi-
sche Befunde zeigen sich hinsichtlich der Einschätzungen 
zu Erleichterungen bei den Kosten der Unterkunft. Rund 
60 Prozent der Befragungspersonen fänden es gut, wenn 
das Jobcenter für einen Zeitraum von zwei Jahren die tat-
sächlichen Kosten der Unterkunft übernimmt. Auch hier 
gibt es mit gut einem Fünftel verhältnismäßig viele ambi-
valente Urteile, wohingegen rund 13 Prozent dies ablehnen. 
Ähnliche Befunde ergeben sich auch mit Blick auf die Frage 

https://www.iab.de/185/section.aspx/Publikation/K210323IKT
https://www.iab.de/185/section.aspx/Publikation/K210323IKT
https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002520.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002520.pdf
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushalt-christian-lindner-plant-starke-kuerzungen-bei-leistungen-fuer-langzeitarbeitslose-a-dcc3469d-73ba-4686-a35d-6ad3aeb7c7e6
https://www.iab-forum.de/einsparungen-beim-sozialen-arbeitsmarkt-haetten-auch-soziale-folgewirkungen/?pdf=27337
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Meldungen/2022/das-neue-buergergeld-mehr-respekt-und-sicherheit-weniger-buerokratie.html
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nach der Anrechnung privater Vermögen in den ersten bei-
den Bezugsjahren bei erstmaliger Langzeitarbeitslosigkeit: 
Auch hier sind es rund 60 Prozent der Befragungspersonen, 
die es befürworten, wenn für einen Zeitraum von zwei Jah-
ren Leistungen der Grundsicherung unabhängig vom eige-
nen Vermögen gewährt werden. Demgegenüber äußern sich 
19 Prozent ambivalent und 13 Prozent ablehnend.

Zu guter Letzt finden sich zwei Reformpunkte mit etwas 
geringerer Zustimmung und etwas größerer Ablehnung. Ein 
grundsätzlicher Verzicht auf Sanktionen – also auch über 
den jetzt geplanten Zeitraum von zwölf Monaten hinaus – 
wird von einer knappen Mehrheit der Befragten (53 Prozent) 
befürwortet. Rund 22 Prozent äußern sich diesbezüglich 
ambivalent, wohingegen mit 22 Prozent mehr als ein Fünftel 
der befragten Personen einen grundsätzlichen Verzicht auf 
Sanktionen im SGB II ablehnt. Die Befunde zeigten sich in 
tendenziell ähnlicher Form bereits in einer Vorgängerstudie20 

20 Vgl. Beckmann et al. (2021b), a. a. O., 5f.

und deuten an, dass das kontroverse Thema Sanktionen 
auch unter den Leistungsbeziehenden selbst unterschied-
lich beurteilt wird. Ein ähnliches Bild zeigt sich mit Blick 
auf die Frage, wie eine Offenlegung der Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse anderer Haushaltsmitglieder gegen-
über dem Jobcenter seitens der Langzeitarbeitslosen beur-
teilt wird. Eine knappe Mehrheit von 51 Prozent fände es 
gut, wenn Leistungsbeziehende die Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse der anderen Haushaltsmitglieder nicht 
offenlegen müssten, wohingegen dies zugleich 21 Prozent 
ambivalent und 18 Prozent ablehnend beurteilen.

Zusammenfassend weisen die Befunde darauf hin, dass die 
verschiedenen Aspekte einer Grundsicherungsreform sei-
tens der Langzeitarbeitslosen mehrheitlich begrüßt werden. 
Angesichts der Tatsache, dass die Reformen Erleichterungen 
und Verbesserungen für Leistungsbeziehende nach sich zie-
hen würden, war das durchaus erwartbar. Allerdings zeigt 
sich eine bemerkenswerte Differenzierung und Priorisie-
rung der einzelnen Reformpunkte: Besonders hohe Zustim-
mung finden solche Vorhaben, die die materielle Lage der 
Langzeitarbeitslosen verbessern und einen (höheren) Hin-
zuverdienst durch Erwerbseinkommen ermöglichen. Gleich-
zeitig finden sich in den Ergebnissen auch viele Ambivalen-
zen und zum Teil negative Einschätzungen von Reform-
vorhaben wieder, die besonders jene Punkte betreffen, die 
eine Bedingungslosigkeit implizieren. Gerade die im Ver-
gleich geringste Zustimmung zu einer dauerhaften Ausset-
zung von Sanktionen und einem Verzicht auf die Überprü-
fung von Einkommens- und Vermögensverhältnissen deu-
tet an, dass Langzeitarbeitslose hinsichtlich ihrer Wert- und 
Gerechtigkeitsorientierungen keineswegs eine homogene 
Gruppe sind, sondern hier auch kontroverse Vorstellungen 
von Fairness und Solidarität anzutreffen sind. Diese sind 
aber bei einem Teil durchaus selektiv und an Voraussetzun-
gen gebunden – etwa die Befolgung gewisser „Spielregeln“ 
im Umgang mit den Jobcentern oder die Inpflichtnahme 
von Leistungsbeziehenden, die sich anderweitig materiell 
absichern können.

Hoher Anteil schämt sich für Bezug von Hartz-IV-
Leistungen

Ein weiterer Fragenblock widmete sich der individuellen 
Situation und den Problemwahrnehmungen von Langzeit-
arbeitslosen sowie deren Zeitnutzung. Sie äußerten auch, 
ob und inwieweit sie vielfältigen Klischees sowie Stereoty-
pen gegenüber Hartz-IV-Beziehenden zustimmen. 42 Pro-
zent der Leistungsbeziehenden stimmen demnach „voll und 
ganz“ oder „eher“ der Aussage zu, dass sie sich für den Hartz-
IV-Bezug schämen (Abbildung 2). Mehr als die Hälfte bestä-
tigt persönlich das Gefühl, dass man als Hartz-IV-Bezieherin 
oder -Bezieher nicht richtig zur Gesellschaft gehöre. Zugleich 
schätzen mehr als vier Fünftel der Langzeitarbeitslosen sehr, 
dass sie auf die finanziellen Hilfen und Beratungsangebote 
des Jobcenters zählen können. 69 Prozent verneinen die Aus-
sage, dass es ihnen schwerfalle, die Vorschriften und Vorga-
ben des Jobcenters einzuhalten; lediglich 19 Prozent stim-
men dieser Aussage zu. Allerdings überrascht zugleich, dass 

Abbildung 2

Individuelle Situation und Problemwahrnehmungen von 
Langzeitarbeitslosen
Antworten auf die Frage „Wie sehr stimmen Sie den folgenden 
Aussagen zu?“, in Prozent

     

    

    

    

    















 





Quelle: Befragung Langzeitarbeitsloser aus acht Jobcentern in Nordrhein-Westfalen vom 21. März bis 16. Mai 2022.

© DIW Berlin 2022

Fast die Hälfte der befragten Grundsicherungsbeziehenden schämt sich dafür, auf 
Hartz IV angewiesen zu sein.
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immerhin annähernd zwei Drittel aller Langzeitarbeitslosen 
„voll und ganz“ oder „eher“ der Aussage zustimmen, dass es 
viele Hartz-IV-Beziehende gäbe, die das System ausnutzen 
würden. An dieser Stelle muss offenbleiben, ob diese ver-
gleichsweise hohe Zustimmung auf eigenen persönlichen 
Erfahrungen beruht oder schlicht auf ungeprüften Fremd-
berichten von FreundInnen oder aus Medien basiert.

Langzeitarbeitslose sind aktiv: von Haushalt und 
Zivilgesellschaft bis zur Schattenwirtschaft

Im Rahmen der Studie wurde zudem ein Fokus auf die Zeit-
nutzung der Langzeitarbeitslosen gelegt (Tabelle). Dies ist 
aus zweierlei Gründen von Bedeutung: Zum einen ergeben 
sich daraus Aufschlüsse zum „Aktivitätsgrad“ der Langzeit-
arbeitslosen, außerdem zum Grad der sozialen und gesell-
schaftlichen Integration. Zum anderen lassen sich hieraus 
indirekt auch Ansätze für mögliche Reformen der Grund-
sicherung und Potenziale für Re-Integrationsmaßnahmen 
ableiten.

Die Befunde offenbaren zuvorderst, dass wie zu erwarten 
vor allem alltagstypische und alltagsnotwendige Tätigkei-
ten wie die Erledigung von Aufgaben im Haushalt oder die 
private Mediennutzung zu Unterhaltungszwecken weit ver-
breitet sind und mehrheitlich an mindestens drei bis vier 
Werktagen pro Woche stattfinden. Demgegenüber spielen 
Freizeitaktivitäten sowie Weiterbildungs- und Lerntätigkei-
ten eine geringere Rolle. Gleichwohl gehen 64 Prozent der 
Befragten mindestens einmal pro Woche einer Freizeitakti-
vität wie Sport, Hobbies oder Spielen nach und 62 Prozent 
beschäftigen sich mindestens einmal pro Woche mit Weiter-
bildung, Lernen oder Internetrecherchen. Rund die Hälfte 
gibt zudem an, mindestens einmal wöchentlich Angelegen-
heiten mit Behörden und Verwaltungen zu klären.

Für die Frage nach Perspektiven der Arbeits(markt)integra-
tion sind vor allem damit zusammenhängende Tätigkeiten 
von Interesse. Die Suche nach einem Job ist für neun Prozent 
der Langzeitarbeitslosen werktäglicher Bestandteil der eige-
nen Aktivitäten. 34 Prozent beschäftigen sich mit der Jobsu-
che an mindestens drei bis vier Werktagen pro Woche. Ins-
gesamt geben 67 Prozent der Langzeitarbeitslosen an, min-
destens einmal an einem Werktag pro Woche nach einem 
Job zu suchen. Gleichzeitig machen die Befunde auch deut-
lich, dass viele Langzeitarbeitslose keineswegs völlig ohne 
Ausübung gesellschaftlich notwendiger Tätigkeiten „inaktiv“ 
ihre Zeit verbringen. So gaben rund 41 Prozent der Lang-
zeitarbeitslosen an, jenseits von regulärer Erwerbsarbeit im 
ersten Arbeitsmarkt mindestens einmal pro Woche einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit nachzugehen oder anderen Men-
schen (beispielsweise NachbarInnen) zu helfen.21 35 Prozent 
der Befragten verdienen sich mindestens einmal pro Woche 
etwas dazu oder übernehmen kleinere Jobs.

21 Dieser Wert liegt höher als im aktuellen Freiwilligensurvey. Vgl. hierzu Julia Simonson et al. 

(2022): Freiwilliges Engagement in Deutschland. Der Deutsche Freiwilligensurvey 2019. Berlin. DZA. 

Dieser Befund kann vor allem auf hohe Anteile an informellen Hilfen in Nachbarschaft und Be-

kanntenkreis und weniger auf formelle Engagementtätigkeiten in zivilgesellschaftlichen Organisa-

tionen zurückgeführt werden.

Dieser vergleichsweise22 hohe Anteil kann in zweierlei Hin-
sicht interpretiert werden: Auf der einen Seite zeigt der 
Befund, dass informelle Hinzuverdienste in der Schatten-
wirtschaft für Arbeitslose und AuftraggeberInnen gleicher-
maßen attraktiv zu sein scheinen. Auf der anderen Seite 
dürfte es sich um das Resultat unattraktiver Hinzuverdienst-
möglichkeiten für ALG-II-Beziehende handeln, denen ein 
großer Teil des hinzuverdienten Geldes aufgrund der Ver-
rechnung mit den Transferleistungen wieder abgenommen 
wird. Hierzu passt auch das Ergebnis, wonach Langzeitar-
beitslose verbesserten Hinzuverdienstmöglichkeiten eine 
zentrale Bedeutung bei einer Grundsicherungsreform bei-
messen. Die Ergebnisse erlauben freilich keine weitergehen-
den Analysen, wann im Prozess der Langzeitarbeitslosigkeit 
solche Jobs aufgenommen wurden und ob die Langzeitar-
beitslosen aufgrund der Ausübung solcher Gelegenheits-
jobs vom Jobcenter eher in Ruhe gelassen werden wollen.23

22 Obwohl es sich bei der ausgewählten Gruppe um ausschließlich Langzeitarbeitslose gemäß 

§ 18 SGB III handelte, kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei einem gewissen Anteil der Be-

fragten von Tätigkeiten in Maßnahmen berichtet wurde.

23 Eine entsprechende Frage danach, ob die Langzeitarbeitslosen sich vom Jobcenter wünschen 

„in Ruhe gelassen zu werden“, haben knapp zwei Drittel der Langzeitarbeitslosen verneint. Ledig-

lich 16 Prozent haben der Aussage zugestimmt.

Tabelle

Werktägliche Zeitverwendung von Langzeitarbeitslosen
Anteil der Befragten in Prozent

Mindestens 
einen 

Werktag pro 
Woche 

darunter:

seltener

täglich
drei bis vier 

Tage pro 
Woche

zwei Tage 
pro Woche

höchstens 
einmal pro 

Woche

Jobsuche 67 9 34 11 13 27

Angelegenheiten mit Behör-
den klären (Post, Telefonieren, 
Termine)

49 2 13 17 17 46

Weiterbilden, neue Dinge 
lernen, im Internet recher-
chieren

62 13 17 19 13 33

Aufgaben im Haushalt erledi-
gen (z.B. um Kinder kümmern, 
kochen, putzen)

96 75 15 5 1 3

Ehrenamtliches Engagement 
oder anderen Menschen 
helfen (z.B. NachbarInnen)

41 9 11 8 13 48

Geringe Hinzuverdienste, 
kleine Jobs übernehmen

35 5 8 11 11 53

Freizeitaktivitäten wie Sport, 
Hobbies oder Spiele

64 12 25 19 8 28

Medien nutzen, vor allem zur 
Unterhaltung (Smartphone, 
TV, Computer, Streaming)

88 42 30 12 4 9

Anmerkungen: Gewichtete Ergebnisse. Die Fallzahl beträgt 563; an 100 Prozent fehlende Anteile entfallen auf „keine 
Angabe“.

Quelle: Befragung Langzeitarbeitsloser aus acht Jobcentern in Nordrhein-Westfalen vom 21. März bis 16.Mai 2022.

© DIW Berlin 2022
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Wertschätzung solcher Aktivitäten verbessern. Schon heute 
besteht die Möglichkeit25, ehrenamtliche Tätigkeiten in Form 
eines höheren Freibetrags (175 statt 100 Euro) monetär zu 
fördern. Die Jobcenter könnten Langzeitarbeitslosen gezielt 
Angebote zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeiten anbie-
ten, um die soziale Integration und gesellschaftliche Wert-
schätzung zu verbessern. Zumdem wäre zu prüfen, inwie-
weit Langzeitarbeitslosen bei der Ausübung ehrenamtlicher 
Tätigkeiten finanziell stärker entgegengekommen werden 
kann, etwa bei anrechnungsfreien Aufwandsentschädigun-
gen und Einnahmen.

Das im Frühjahr verabschiedete Sanktionsmoratorium sieht 
vor, dass für die Dauer von einem Jahr keine Leistungsmin-
derungen verhängt werden dürfen. Lediglich die Verletzung 
von Mitwirkungspflichten wie Terminversäumnisse wer-
den weiterhin sanktioniert. Eine Mehrheit der Befragten 
(53 Prozent) spricht sich in der Befragung für einen grund-
sätzlichen Verzicht auf Sanktionen aus, also auch über den 
jetzt beschlossenen Zeitraum von zwölf Monaten hinaus. Es 
erscheint fraglich, ob mit Hilfe eines zwölfmonatigen Mora-
toriums abschließend und sachgemäß beantwortet werden 
kann, ob Sanktionen wirksam sind. Das hatte das Bundesver-
fassungsgericht in seinem Urteil vom November 2019 ange-
mahnt und entsprechende evidenzbasierte Studien gefor-
dert. Bei der Anhörung im Bundestagsausschuss für Arbeit 
und Soziales sind diesbezüglich grundsätzliche Differenzen 
zu Tage getreten.26 Auch deshalb sollte die Politik zeitnah 
prüfen, ob die Sanktionsfreiheit in ausgewählten Jobcentern 
längere Zeit als wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt 
fortgeführt werden kann, um anschließend eine belastbare 
Evaluierung zur Wirksamkeit von Sanktionen vorzulegen.

25 Gemäß der Regelung des § 11b SGB II in Verbindung mit § 3 Nr. 26, 26a ESTG.

26 Vgl. die unterschiedlichen Sachverständigenvoten in der 14. Sitzung des Ausschusses für Ar-

beit und Soziales vom 16. Mai 2022 (online verfügbar).

Fazit: Insgesamt hohe Akzeptanz für neues 
Bürgergeldgesetz

Die Befragungsergebnisse von Langzeitarbeitslosen aus acht 
Jobcentern in Nordrhein-Westfahlen deuten auf eine ver-
gleichsweise hohe Akzeptanz der vorgesehenen Überfüh-
rung des früheren „Hartz-IV-Systems“ in ein neues „Bür-
gergeldgesetz“ hin. Die hohe Priorität für eine Erhöhung 
des Regelsatzes macht deutlich, wie sehr die in den vergan-
genen Monaten deutlich gestiegenen Preise vor allem für 
Strom und Energie insbesondere Menschen mit wenig Geld 
zusätzlich zu schaffen machen. Zwar wurden Hartz-IV-Be-
ziehende im Maßnahmenpaket des Bundes zum Umgang 
mit den hohen Energiekosten mit insgesamt 200 Euro je 
SozielleistungsempfängerIn24 berücksichtigt. Vermutlich 
bedarf es aber einer baldigen weiteren Brückenentlastung 
noch in diesem Jahr, bevor zum 1. Januar 2023 die Regelbe-
darfe um die hohen Preissteigerungen im Jahr 2022 ange-
passt und entsprechend erhöht werden können.

Eine direkte Verbesserung der Zuverdienstmöglichkeiten 
dürfte mit dem Inkrafttreten des Bürgergeldgesetzes noch 
nicht erfolgen, jedoch hat die Bundesregierung in ihrem 
Koalitionsvertrag verabredet, die Transferentzugsraten so 
zu verbessern, dass künftig Grundbelastungen von 100 und 
mehr Prozent ausgeschlossen werden. Hierzu bleibt abzu-
warten, welche Reformmodelle von einer noch einzusetzen-
den unabhängigen Kommission erarbeitet und vermutlich 
erst zum Ende der Legislaturperiode umgesetzt werden.

Dass viele Langzeitarbeitslose ehrenamtlich engagiert 
sind oder nachbarschaftliche Hilfe leisten, könnte die 

24 Die 200 Euro stehen Beziehenden in der Regelbedarfsstufe 1 und 2 zu (vgl. § 73 SGB II). Eine 

vergleichende Analyse der im Sommer wirksamen Entlastungspakete zeigt, dass Menschen in der 

Grundsicherung „sehr deutlich entlastet“ werden. Vgl. Sebastian Dullien, Katja Rietzler und Silke 

Tober (2022): Die Entlastungspakete der Bundesregierung – ein Update. IMK Policy Brief Nr. 126 

(online verfügbar).
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„Das stigmatisierende Hartz-IV-
Image muss mit dem Bürgergeld 
überwunden werden“

INTERVIEW

1. Herr Schupp, die Ampel-Koalition plant eine Reform des 

Grundsicherungssystems und will Hartz IV durch ein so-

genanntes Bürgergeld ablösen. Was werden die wesent-

lichen Unterschiede sein? Es bleibt dabei, dass vor der 

künftigen Zahlung eines Bürgergeldes eine Bedürftigkeits-

prüfung erfolgt. Jedoch soll die frühere Eingliederungsver-

einbarung durch einen Kooperationsplan abgelöst werden, 

der die neue Grundlage für ein verbessertes Vertrauens-

verhältnis zwischen Arbeitssuchenden und Jobcentern 

legen soll. Zudem soll der Vermittlungsvorrang abgeschafft 

werden, um künftig Weiterbildung und Qualifizierung mehr 

Bedeutung beizumessen als der schnellstmöglichen Ver-

mittlung ohne Entwicklungsperspektive für die Betroffenen.

2. Sie haben Langzeitarbeitslose aus acht Jobcentern in 

Nordrhein-Westfalen befragt, wie sie die Reformvor-

haben beurteilen. Welche Reformpunkte wurden von 

den Befragten positiv beurteilt? Wir haben zu nahezu 

sämtlichen Elementen des geplanten Gesetzes hohe Zustim-

mungswerte von fast zwei Dritteln der Langzeitarbeitslosen 

ermittelt. Zudem hat eine deutliche Mehrheit mit ihrem 

jeweiligen Jobcenter eher positive Erfahrungen gemacht.

3. Wie sieht es bei dem kritischen Punkt der Sanktionen 

für Fehlverhalten aus? Da ist das Meinungsbild tatsächlich 

deutlich gespaltener. Ein grundsätzlicher Verzicht auf Sank-

tionen, wie im derzeit befristeten Sanktionsmoratorium, wird 

nur von etwas mehr als der Hälfte der Langzeitarbeitslosen 

befürwortet. Mehr als jeder Fünfte spricht sich gegen einen 

grundsätzlichen Verzicht auf Sanktionen aus und weitere 22 

Prozent sind bei diesem Thema eher unentschieden.

4. Wie nehmen diese Menschen ihre aktuelle Situation 

wahr und wofür nutzen sie ihre Zeit? 62 Prozent der 

Langzeitarbeitslosen gaben an, sich mindestens an einem 

Werktag in der Woche mit Weiterbildung, Lernen oder In-

ternetrecherchen zur Jobsuche zu beschäftigen. Rund zwei 

Drittel gaben an, mindesten einmal pro Woche aktiv nach ei-

nem Job zu suchen, und 41 Prozent der Langzeitarbeitslosen 

gehen mindestens einmal pro Woche einer ehrenamtlichen 

Tätigkeit nach oder helfen anderen Menschen.

5. Gibt es Ergebnisse Ihrer Studie, die Sie überrascht 

haben? Ja, auf jeden Fall. So zeigen die Befunde, dass ein 

hoher Anteil von 42 Prozent der Hartz-IV-Beziehenden sich 

für diesen Leistungsbezug schämt. Mehr als die Hälfte hat 

das Gefühl, dass man als Hartz-IV-Beziehender nicht richtig 

zur Gesellschaft gehöre. Dieses offensichtlich stigmatisie-

rende Image gilt es mit dem neuen Bürgergeld-Gesetz zu 

überwinden. 

6. Seit Mai dieses Jahres werden Sanktionen für Pflichtver-

letzungen von Langzeitarbeitslosen beschränkt. Hat sich 

dadurch das Verhalten der Leistungsbeziehenden ver-

ändert? Die Wirkungen des Sanktionsmoratoriums müssen 

noch umfassend wissenschaftlich evaluiert werden. Hierzu 

wäre es wünschenswert, dass die Politik einer Stichprobe 

von Langzeitarbeitslosen an Jobcentern die Gelegenheit 

einräumt, das Sanktionsmoratorium auf eine Dauer von 

insgesamt drei Jahren auszudehnen, um anschließend seine 

Wirkung evidenzbasiert belegen zu können.

7. Welche politischen Handlungsempfehlungen ergeben 

sich aus den Ergebnissen Ihrer Studie? Wir sehen, dass 

die dringlichste Reform aus Sicht der Betroffenen eine Erhö-

hung des Hartz-IV-Satzes darstellt. 89 Prozent der Langzeit-

arbeitslosen fänden eine Erhöhung „eher gut“ bis „sehr gut“. 

Hubertus Heil hat angekündigt, hierzu im Herbst einen Vor-

schlag zu unterbreiten, damit die Regelsätze angemessen 

steigen. Es bleibt zu hoffen, dass dieser Punkt geschlossen 

von der Ampel-Koalition als prioritär angesehen wird.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-31-2

Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf  
www.diw.de/interview
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2022 | Andrew E. Clark, Luis Diaz-Serrano

Do Individuals Adapt to All Types of Housing Transitions?

This paper provides one of the first tests of adaptation to the complete set of residential 

transitions. We use long-run SOEP panel data and consider the impact of all housing tran-

sitions, whether or not they involve a change in housing tenure or geographical movement, 

on both life satisfaction and housing satisfaction. Controlling for individual characteristics, 

some residential transitions affect life satisfaction only little, while all transitions have a 

significant effect on housing satisfaction. This latter is particularly large for renters who be-

come homeowners and move geographically, and for renters who move without changing 

tenure status. Regarding housing satisfaction, we only uncover evidence of some adap-

tation for renter-renter moves. Losing homeowner status is the only transition that produces lower housing 

satisfaction, and here the effect seems to become even more negative over time.
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2022 | Adam Ayaita

Does Money Change Who You Are? Quasi-Experimental Evidence 
on the Effects of Wage Increases on Personality

Using the 2015 introduction of a statutory minimum wage in Germany as a quasi-experi-

ment, I investigate the effects of wage increases on personality. The degree to which each 

worker’s wage is intended to be affected by the reform is used as an instrument for the rel-

ative increase in the worker’s hourly wage in a two-stage least squares estimation based on 

nationally representative panel data (N = 1,955 individuals). The results show no significant 

effects of relative wage increases on personality traits. As the confidence intervals indicate, 

any substantial effects of wage increases on personality are largely rejected by the results.
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2022 | Ioannis Giotopoulos, Alexander S. Kritikos, Aggelos Tsakanikas

A Lasting Crisis Affects R&D Decisions of Smaller Firms: The 
Greek Experience

We use the prolonged Greek crisis as a case study to understand how a lasting economic 

shock affects the innovation strategies of firms in economies with moderate innovation 

activities. Adopting the 3-stage CDM model, we explore the link between R&D, innova-

tion, and productivity for different size groups of Greek manufacturing firms during the 

prolonged crisis. At the first stage, we find that the continuation of the crisis is harmful for 

the R&D engagement of smaller firms while it increased the willingness for R&D activities 

among the larger ones. At the second stage, among smaller firms the knowledge pro-

duction remains unaffected by R&D investments, while among larger firms the R&D decision is positively 

correlated with the probability of producing innovation, albeit the relationship is weakened as the crisis con-

tinues. At the third stage, innovation output benefits only larger firms in terms of labor productivity, while the 

innovation-productivity nexus is insignificant for smaller firms during the lasting crisis.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

 












Discussion Papers Nr. 2010 

2022 | Mats Kröger, Maximilian Longmuir, Karsten Neuhoff, Franziska Schütze

The Costs of Natural Gas Dependency: Price Shocks, Inequality, 
and Public Policy

Natural gas prices in Germany saw a strong increase at the end of 2021, subsequently 

worsening with the start of the war in Ukraine in February 2022, raising concerns about the 

distributional consequences. Our study shows that low-income households are affected 

the most by the natural gas price increase. Low-income households pay at the median 

11.70 percent of their equivalent income on gas bills, compared to 6.21 percent in 2020. 

Contrarily, high-income households pay at the median 2.41 percent, compared to 1.52 in 

2020. Natural gas expenditures are higher for tenants in detached houses and in houses 

with no double glassing or thermal insulation. Our policy analysis builds on an exploration of new energy 

expenditure data in 2020 provided by the German Socio-Economic Panel, and shows that a well-targeted 

subsidy scheme can be more effective for reducing inequality and less costly than a subsidy for all house-

holds. Additionally, the introduction of a minimum energy-efficiency standard for buildings can help reduce 

inequality in the medium-term.
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Deutsche Regierungsmitglieder, erst Bundeskanzler Olaf 

Scholz, dann Bundesfinanzminister Christian Lindner und jetzt 

Außenministerin Annalena Baerbock, haben sich in den vergan-

genen Wochen in Griechenland die Klinke in die Hand gegeben. 

So viel Aufmerksamkeit erhielt das Land noch nicht einmal 

in den finstersten Tagen der griechischen Wirtschaftskrise. 

Die Besuche verdeutlichen die neue strategische Bedeutung 

Griechenlands innerhalb der EU. Denn es wird ein immer wich-

tigerer Außenposten für den Schutz der EU-Außengrenze. Was 

bisher unter zivilen Schutzaspekten betrachtet wurde, gerät an-

gesichts zunehmend aggressiver Töne der Türkei immer mehr 

zu einer Bedrohung. Ihr autokratisch regierender Präsidenten 

Erdogan provoziert permanent mit seiner Kriegs rhetorik, seinen 

Forderungen, etwa eine Wirtschaftszone mit Libyen einzurich-

ten, die die dazwischen liegenden griechischen Inseln ignoriert. 

Ein Großteil der grie chischen Bevölkerung empfindet Erdogan 

als regionales Pendant zu Putin. Die Sorge vor einem militäri-

schen Angriff wächst. 

Deutschland fungierte bis vor kurzem aufgrund seiner engen 

wirtschaftlichen Verbindungen zur Türkei eher als neutraler 

Mittler. Dass sich die Bundesregierung bislang nicht uneinge-

schränkt hinter Griechenland stellt, wenn dessen Grenzen be-

droht sind, stößt in Athen auf großes Unverständnis. Eine solche 

Position bedarf angesichts der eingeleiteten neuen Doktrin der 

werte geleiteten deutschen Außenpolitik der Überprüfung.

Deutschland ist der wichtigste Handelspartner und einer der 

wichtigsten ausländischen Investoren der Türkei und hat damit 

erhebliche Eigeninteressen. Angesichts der türkischen Aggres-

sion ist es eine berechtigte Frage, welche Haltung Deutschland 

gegenüber der Türkei auch im Vergleich zu Griechenland 

einnehmen möchte. Baerbock hat nun erstmalig klar Position 

bezogen und die militärischen Drohgebärden der Türkei klar 

verurteilt. Auch der deutsche Finanzminister hat bei seinem 

Besuch in Athen betont, Deutschland würde eine Infrage-

stellung der nationalen Souveränität von EU-Partnerländern 

nicht akzeptieren. Eben so wichtig war seine Aussage, wonach 

Griechenland ein neues Kapitel in seiner Entwicklung eröffnen 

solle. Dazu passt, dass die in den Krisenjahren erheblich zu-

rückgegangenen Handelsbeziehungen  zwischen Deutschland 

und Griechenland zuletzt wieder ausgeweitet wurden. Es gilt, 

sie nun zu einer strategischen Partnerschaft auszubauen. Erste 

Voraussetzungen dafür sind geschaffen: Zum einen hat die kon-

servative Regierung Mitsotakis den seit langem anstehenden 

Reformprozess in Griechenland gestartet, in dessen Folge auch 

die deutschen Direktinvestitionen in Griechenland gestiegen 

sind, etwa in Erneuerbare Energien oder in den IT-Sektor. Zum 

anderen kann Griechenland zu einem neuen Hub für die Ener-

gieverteilung werden, insbesondere wenn es um die Strom- und 

Gasversorgung der Region geht und dort etwa demnächst 

Strom über ein Seekabel und LNG-Gas aus Ägypten und Israel 

anlangt. 

Diese Schritte, ebenso wie die langfristige Absicherung der 

griechischen Staatsschulden zu sehr niedrigen Zinsen, haben 

sich auch in anderer Form ausgezahlt: So hat die EU kürzlich 

das „Programm zur verstärkten finanzpolitischen Überwachung 

Griechenlands“ in ein „normales Überwachungsprogramm“ 

überführt. Nach zwölf Jahren verlässt Griechenland somit den 

Modus als Krisenstaat. Auch die Sorge, dass die Staatsfinan-

zen angesichts steigender Zinsen wieder zu einer Hypothek 

 werden, ist im Unterschied zu Italien unberechtigt.

Trotz aller Fortschritte sind die Reformen aber noch nicht dort 

angekommen, wo die griechische Regierung zu Beginn ihrer 

Amtszeit hinwollte. Das Innovationssystem, die Qualität der 

Regulierung und Bürokratieprozesse und vor allem das Justiz-

system sind im EU-Vergleich immer noch unterdurchschnittlich 

gut entwickelt. So ermutigte der deutsche Finanzminister seine 

griechischen Partner, diesen Reformprozess trotz aller Widrig-

keiten weiterzuführen und bot seine Unterstützung an. Es gibt 

also zwischen der deutschen und der griechischen Regierung 

viel zu besprechen. Und es ist gut, dass der in den letzten zehn 

Jahren immer wieder eingenommene schulmeisterliche Ton 

auf deutscher Seite der Vergangenheit angehört – eine weitere 

wichtige Vor aussetzung für eine strategische Partnerschaft.
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